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Die Zeichnung »Charitas« aus dem Jahre 1559 (Rotterdam, Museum 
Boymans-van Beumingen) von Pieter Bruegel (um 1525-1569), die 
auch in den Ausschnitten bei den Zwischentiteln jeweils wieder auf-
gegriffen ist, stellt die »verkehrte Welt« dar, in der die Armen keinen 
Platz haben, ihnen nur Brot zukommt, das ausgetrocknet, hart gewor-
den ist.
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Einleitung 





Stephan Leibfried I Florian Tennstedt 
Die Spaltung des Sozialstaats und 

Die Politik der Armut 

>>He who desires but acts not, 
breeds pestilence« -
Die Pest lebt, 
wo Begehren am Handeln zerbricht 

(Blake 1790 [?): 7) 

Es ist kein einfaches Unterfangen, über Armut in einer Gesell-
schaft zu berichten, die am liebsten übersähe, daß sich in ihr die 
Grenz- und Randzonen der Armut ausweiten, oder die es vor-
zöge, dieses Problem in ein ungreifbares und unpolitisches all-
gemeiner Nächstenliebe zu verwandeln. Dennoch, die Krise der 
herkömmlichen Politik der Sozialversicherung, der Arbeit und 
des Arbeitsmarktes, der Familie wie die entsprechenden Bela-
stungen der Sozialhilfe und der Gemeinden erzwingen jedenfalls 
zum ersten Mal seit den sechziger Jahren mehr Aufmerksamkeit 
für eine Politik der Armut. Anders als selbst heute in den USA 
wird dieser Zwang in der Bundesrepublik nicht zusätzlich von 
einer systematischen statistischen Berichterstattung unterstützt, 
die das Maß von Ausgrenzung wie >>Ghettoisierung<< zumindest 
in Ansätzen sichtbar machen könnte. 

Die Spaltung des Sozialstaats 

Wir erleben zur Zeit den Prozeß einer offenen Spaltung des 
Sozialstaats und einer Spaltung der Gesellschaft. Es besteht die 
Tendenz einerneuen zweck-wie wertrationalen »Sozialen Schlie-
ßung« (Max Weber 1964: 31 ff.). Die Gesellschaft wird durch 
wirtschaftlich-technische und sie verstärkende administrativ-poli-
tische Prozesse in einen >>produktivistischen Kern<< gespalten, der 
aus einer schrumpfenden und am Erhalt ihres Status orientierten 
Arbeitsbevölkerung besteht, und in eine Bevölkerung, die nur von 
immer spärlicher fließenden Transfereinkommen bei enger wer-
dender Bedürftigkeitsprüfung lebt, also von öffentlichen Mitteln 
oder von >>informeller Aktion<< (Schwarzarbeit, Betrug usw.). 
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Diese Armutsbevölkerung kann zumindest in der Bundesrepu-
blik nicht mehr randständig genannt und damit übersehen 
werden, wenn sie, und das ist ein höchst wahrscheinliches 
Szenario im kommenden Jahrzehnt, etwa ein Viertel der Gesell-
schaft und mehr umfaßt. Hinzu kommt, daß diese Entwicklung 
besonders deutlich dadurch hervortritt, daß der Großteil der 
davon Betroffenen keine wirkliche Chance hat, in die Arbeitsbe-
völkerung überzuwechseln und damit in höhere sozialpolitische 
>>Stockwerke<<, eben in die Sozialversicherungen, aufzusteigen. 
In den USA lebten Ende I983 etwa I5,2% der Bevölkerung 

unterhalb der Armutsgrenze, also 3 5,3 Millionen Bedürftige. 
Zusammen mit den Menschen, die sich in unmittelbarer Nähe zu 
diesem Einkommensgrenzbereich befinden, ist dort etwa ein 
Viertel der Gesellschaft schon deutlich markiert. In England sind 
die Verhältnisse nicht erheblich anders. Für die Bundesrepublik 
werden immerhin 7 bis 8 Millionen Arbeitslose bis Ende dieses 
Jahrzehnts bei einer Wachstumsrate von 2 bis 2,5% erwartet 
(Balsen u. a. I984: I 56). Schon jetzt beträgt die Zahl der >>grund-
ständigen<< Sozialhilfebedürftigen (Hilfe zum Lebensunterhalt) 
mehr als eine Million, ja sogar mehr als zwei Millionen, wenn 
man auch die verdeckten oder verschämten Armen berücksich-
tigt, die statistisch nicht erfaßt sind, aber unter ebenso schlechten 
Lebensbedingungen leiden wie die erfaßten Armen. Legt man 
etwa 6o% des gesellschaftlichen Durchschnittseinkommens als 
Armutsgrenze zugrunde, eine im Ausland durchaus übliche 
Meßgröße, so waren I973 I 1,1 Millionen Menschen arm, also 
etwa 19,5% der Bevölkerung (vgl. S. I02 f. und Hauser u. a. 
I98 I: 29 ff., I I I ff.; für I978 liegen entsprechende Berechnungen 
anhand der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe noch nicht 
vor). Ferner ist zu berücksichtigen, daß die Sozialversicherungen 
seit einigen Jahren immer weniger Risiken immer beschränkter 
auffangen und so die Zahl der unzureichend Gesicherten weiter 
steigt. Als Multiplikator solcher und ähnlicher Vorgänge ist 
schließlich zu beachten, daß in der bundesrepublikanischen 
Gesellschaft 1982 für 38,7 % der Bevölkerung die Eigenschaft 
>>Angehörige<< (zum Vergleich: 38,5% waren abhängig Beschäf-
tigte) zu sein, die vornehmliehe Existenzgrundlage war (vgl. 
Berger 1984: 63). Alles in allem dürfte es also keine unrealistische 
Größe sein, wenn man davon ausgeht, daß etwa ein Viertel der 
bundesrepublikanischen Gesellschaft von der >>sozialen Schlie-



ßung<< (zur Diskussion vgl. a. Heinze u. a. 1983, 1981; Esser u. a. 
1979: 84 ff.; Esser u. a. 1982: 222 ff.; anders Kahl/Leisering 1982) 
negativ betroffen werden könnte. Diese Entwicklung ist allerdings 
nicht gleichmäßig über die Bundesrepublik verteilt. Sie dürfte im 
Norden, dem Standort der traditionellen Industrien und damit 
ausgeprägteren sozialen und wirtschaftlichen Krisen, deutlicher 
zum Ausdruck kommen als im Süden. Zugleich ist im Norden die 
sozialpolitische Tradition auch im Armutsbereich und der kom-
munalen Sozialpolitik tiefer verankert, wie der herkömmlicher-
weise geringere Umfang an verdeckter Armut (vgl. S. 83 ff.) zeigt. 
Beides zusammen dürfte den Norden zu einer Region werden 
lassen, in der die sozialen Konflikte bei der Spaltung des 
Sozialstaats ein markanteres Profil erhalten werden. 

Der soziale Konflikt ist heute im Unterschied etwa zur Situation 
in der Weimarer Republik gerade auch dadurch gekennzeichnet, 
daß die Demarkationslinien zwischen Arbeits- und Armenbevöl-
kerung immer deutlicher gezogen werden, so vor allem hinsicht-
lich des Lebensalters Ougend) und des Geschlechts (Frauen). Im 
übertragenen, nicht allein räumlich zu verstehenden Sinne kann 
man von Ausgrenzung und >>Ghettoisierung<< sprechen. Zur 
Arbeitslosigkeit und Armut im Alter kommen Arbeitslosigkeit 
und Armut der Jugend hinzu, wobei die letztere die erstere mit 
besonderen Wirkungen überlagert: Die Integration einer Gesell-
schaft durch Arbeit wird erschüttert, wenn erhebliche Teile einer 
Generation der Arbeitsgesellschaft nicht zugeführt werden kön-
nen oder dies nur in künstlicher Weise, mit >>der bloßen Hülle der 
Arbeit<< (Dahrendorf 1983: 30), geschieht, etwa über Lehrstellen, 
für die eine Überführung in reguläre Arbeitsplätze kaum mehr 
abzusehen ist. 

Dieser wachsenden Armutsbevölkerung, die vor allem auf eine 
eingeschränkte Sozialhilfe angewiesen ist, steht ein >>produktivi-
stischer Kern<< gegenüber, der sich gerade in der Krise, in der der 
Sicherheitsbedarf am größten ist, aufgrundder Sozialversicherun-
gen durchweg besser gesichert glaubt, obwohl auch sie von 
krisenhaften Entwicklungen erschüttert werden. Mit der gesell-
schaftspolitischen droht hierzulande auch eine sozialpolitische 
Polarisierung, eben eine offene Spaltung des Sozialstaats (Ansätze 
hierzu werden u. a. unter dem Stichwort der Herausbildung von 
>>Versorgungsklassen<< diskutiert; vgl. Alber 1984 b). 
In einer solchen Spaltung koexistieren >>Reichtum« von etwa drei 



Vierteln der Gesellschaft mit der Verarmung eines Viertels. 
Anders als in der Weltwirtschaftskrise (vgl. Leibfried u. a. 1984 a) 
geht gesellschaftliche Verarmung nicht mehr Hand in Hand 
damit, daß insgesamt auch der gesellschaftliche Reichtum erheb-
lich schrumpft. Dem entspricht auch, daß wir >>heute ... mit der 
paradoxen Lage einer Krise des Beschäftigungssystems ohne 
wirkliche Krise der Produktion konfrontiert sind<< (Berger 1984: 
64). Damit tritt heute politisch die Verteilungsunfähigkeit des 
Systems in den Vordergrund, ohne daß es noch in erheblichem 
Umfang handlungshemmende Erfahrungen mit der lebensbedro-
henden Situation eines breiten Massenelends gäbe. Der Raum für 
ein Begehren nach Veränderung wird wirtschaftlich immer neu 
geschaffen (wachsender »Reichtum«) und doch ein Handeln 
zugleich politisch »drainiert«. Die Folge ist eine Zersetzung 
sozialer Grundmoral von innen her mit Auswirkungen auf das 
gesamte gesellschaftliche Gefüge. Befinden wir uns als Folge der 
sozialen Krise auf dem Wege in eine andere Republik? 
Diese Spaltung des Sozialstaats kann anknüpfen an eine Zwie-

spältigkeit sozialer, staatlicher Intervention überhaupt. Histo-
risch betrachtet ist der Staat zunächst und vornehmlich Maschine-
rie von Herrschaft. Abgesehen von der Tradition kommunaler 
Selbstverwaltung ist das Soziale, die Armut, und das Erbringen 
entsprechender Transfer- und Dienstleistungen, für ihn ein 
Problem, das ihm äußerlich bleibt (vgl. für Frankreich auch: 
Donzelot 1984), und er hat solche Leistungen erst spät in seiner 
Geschichte, seit etwa einem Jahrhundert, mit den Strukturen 
seiner bürokratischen Herrschaft verbunden, so daß es zutreffen-
der wäre, ihn Sozial-Staat (Grauhan/Leibfried 1977: 67 ff.) statt 
Sozialstaat zu nennen. Zur kritischen Spaltung in Sozialhilfe und 
Sozialversicherung, in Armen- und Arbeiterpolitik also, kommt 
diese Schwachstelle noch hinzu. 

Die Ausnahmesituation von drei Jahrzehnten bundesrepublika-
nischen Wirtschaftswunders hat übersehen lassen, daß die Pro-
duktion »sozialer Sicherheit« und bürokratische Herrschaft im-
mer nur prekär zu integrieren sind. Vor allem zeigt sich, daß der 
Staat, der, von parteipolitischer Eintracht getragen, während der 
Konjunktur seine Finanzierungsquellen ausgebaut und die der 
Gemeinden eingeschränkt hat, in der Krise nicht mehr in der 
Lage ist, »vor Ort«, also im gemeindlichen Raum, die Bewälti-
gung von Krisenproblemen mit Hilfe seiner Finanzierungsakqui-

16 



sitionen zu ermöglichen. Unter den Bedingungen der Knappheit 
herrschen offensichtlich im Zentralstaat andere Verteilungs-
grundsätze, entsprechend den in der Außen- und Verteidigungs-
politik ausgeweiteten Aufgabenbereichen (vgl. Klees 1984), als in 
den auf die Lebenswelt der Bürger zugeschnittenen Gemeinden. 
Der Bund koppelt die Sozialversicherungen und die staatliche 
Arbeitsmarktpolitik vom Staatshaushalt ab, um Spielraum für 
andere politische und wirtschaftliche Programme zu gewinnen 
(Bieback 1984). 

In gewissem Umfang ist diese, mitunter auch das sozialstaatliche 
Leistungsspektrum erweiternde Spaltung schon seit etwa einem 
Jahrhundert gegeben, nämlich seitdem die Armutspolitik durch 
zentralstaatliche Intervention in zwei Sektoren aufgeteilt wurde. 
Eine Arbeiterpolitik, beruhend auf einer kollektiven Zwangssi-
cherung der Arbeiterbevölkerung, zu der der Staat erst spät 
eigene Finanzmittel beisteuerte, wurde entwickelt, die über 
Sozialversicherung eine bessere, >>ordentliche<< und ordnungspoli-
tisch integrationswirksame Sicherung für Lohnabhängige zur 
Folge hatte. Zurück blieb, anfangs noch stark mit der Arbeiterpo-
litik verzahnt, als Gegenpol eine Armenpolitik, die primär nicht 
an Erwerbsarbeit, sondern an individuell gesehene, aber gesell-
schaftlich vorgeprägte Mangellagen anknüpfte (vgl. S. 82 ff.). 
Solange allerdings, wie vor allem seit Mitte der fünfzigerJahrein 
der Bundesrepublik, der Weg in die Erwerbsarbeit und damit in 
die Arbeiterpolitik grundsätzlich offenstand und Armenpolitik 
als absterbendes Randphänomen betrachtet wurde, das in der 
Übergangszeit so nahe wie möglich an die Arbeiterpolitik anzu-
lehnen war, so lange war die gesellschaftliche Spaltung verdeckt, 
und es schien, als sei das Sozialversicherungsprinzip zugunsten 
der gesamten Staatsbevölkerung ohne grundsätzliche Abände-
rung grenzenlos und dauerhaft ausdehnbar. In dem Maße, wie 
nun seit bald zehn Jahren deutlich wird, daß diese Epoche von 
Wirtschaftswachstum und sozialpolitischer Integration zu Ende 
gegangen ist und Sozialpolitik neu gefordert ist, wird die eher 
latente Spaltung von Arbeiter- und Armenpolitik in Sozialversi-
cherung und Fürsorge offenbar und zu einer gesellschaftlichen 
Problemzone ersten Ranges, zumal wenn die Arbeiterpolitik 
selbst von innen her in die Krise gerät und ihre sozialen Träger 
zunächst vornehmlich auf die Stabilisierung der Arbeiterpolitik 
und damit der >>Kernbelegschaft<< drängen. 
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Mit der Spaltung des Sozialstaats entstehen neue Probleme für 
solidarisches Handeln und die Bildung individueller und kollekti-
ver Identität. Diese Probleme werden systematisch von der 
klassischen Sozialpolitik verfehlt, die durch eine ungleichgewich-
tige wie polare Struktur von Interventionen (vgl. S. 76 ff.) 
gekennzeichnet ist, nämlich durch kollektivierte Transferleistun-
gen über Arbeiterpolitik und einzelfallbezogene Leistungen über 
Armenpolitik. Weil diese überkommene Sozialpolitik nicht mehr 
zureichend absichert, drängt sich die Perspektive einer »Ökologi-
schen Intervention« (Pankoke 1984) auf, die berücksichtigt, daß 
ganze gesellschaftliche Sektoren aus überkommenen Normali-
tätsprofilen ausscheren. Finanzielle Grundsicherungen abzubau-
en und eine neue Subsidiarität (>>Selbsthilfe<<) zu propagieren, ist 
jedoch kein produktiver Umgang mit den geschwächten Sozial-
bezügen in (Erwerbs-)Arbeit und Familie. »Selbsthilfe« kann in 
der Bundesrepublik, anders als in den skandinavischen Ländern, 
vom Staat für eine solche unproduktive, entpolitisierende Privati-
sierung genutzt werden, weil sich Selbsthilfegruppen hierzulande 
oft nicht darauf beschränken, politisch als »pressure group<< zu 
wirken, sondern in der Tradition von Wohlfahrtsverbänden 
selber öffentlich finanzierte Dienstleistungen erbringen (wollen). 
Sie geraten so unversehens in eine Mittlerposition zwischen 
Sozialbürokratie und »Sozialgewerkschaft<< (»claimants' union<<). 
Das schwächt ihren politischen Einfluß und stärkt die offizielle 
»(Armen-)Politik der Subsidiarität<<, die Abwälzung sozialpoliti-
scher Aufgaben auf private Träger und Eigeninitiative, also auf 
Strukturen der Privatheit. 

Auch die soziale Trägerschaft von Sozialpolitik, so im Bereich 
der Arbeiterbewegung, wird durch diese Entwicklung labilisiert. 
Die Sozialdemokratie steckt in einem Dilemma: Für ein gleich-
heitliches Programm gesellschaftlicher Grundsicherung kann 
auch die gewerkschaftliche wie politische Arbeiterbewegung die 
alten Mehrheiten unter Arbeiterschaft, Angestellten und Bürger-
tum kaum mobilisieren, die in den Jahrzehnten des Wirtschafts-
wachstums Sozialpolitik als Bürgerrecht beiläufig mit legitimier-
ten. Mit dem »Ghetto<< allein, das, wie erwähnt, bald ein Viertel 
der Gesellschaft umfassen mag, kann sie keine Mehrheit errei-
chen. Im produktivistischen Kern zusätzlich Lohnabhängige wie 
Gewerkschaften für eine solche Politik der Grundsicherung zu 
mobilisieren wird schwierig sein, weil es hieße, dort sowohl in 
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Produktionspolitik1 (Löhne) wie in der Arbeiterpolitik1 (Sozial-
einkommen) den herkömmlichen Solidarbereich auszuweiten. 
Um allerdings eine klassische Sozialpolitik zu verteidigen, die in 
Krisenfällen nur noch einen Teil der Arbeiter- und Mittelschicht 
sichert, ist die politische Arbeiterbewegung wiederum nicht 
unbedingt erforderlich. Eine solche >>Doppelstrategie<< könnte 
auch allein von dem unverbrüchlich staatstragenden, konservati-
ven oder liberalen Lager durchgesetzt werden. Sie würde die 
bisherige Sozialpolitik schlicht autoritär >>versäulen<< (vgl. u. a. 
Esser 1982: 222 f.) und damit den Sozialstaat auf den Schutz der 
relativ Stärkeren konzentrieren und so vollends aufspalten. 

Die derzeitige sozialpolitische Programmatik auch der sozialde-
mokratischen Opposition steht der vielschichtig bedingten Krise 
klassischer Sozialpolitik weitgehend reaktiv und defensiv gegen-
über (vgl. SPD 1984). Jahrzehntelang konnte sie zu Recht den 
Ausbau der Arbeiterpolitik als beste Armutspolitik betreiben. 
Nun ist aber darüber hinaus auch die ausgezehrte Armenpolitik 
als >>Sockel<< stärker gefordert und die Sozialdemokratie verfügt in 
dieser Krise der Transfersysteme kaum über tiefergehende Be-
standsaufnahmen und hat kein ausreichendes politisches Kon-
zept. Vor allem fehlt ihr ein neuer sozialer Motor, der auch nur 
annähernd das leisten könnte, was die Integration von Arbeiter-
bewegung und Sozialdemokratie im ausgehenden 19. Jahrhun-
dert bewirkt hat: eine gesellschaftspolitische Integration, auf der 
ja immerhin die seit der Jahrhundertwende geschaffene überkom-
mene Sozialpolitik sicher aufbauen konnte (Tennstedt 198p). In 
der Krise setzte die SPD zunächst primär auf keynesianische 
Krisenbewältigung, die 1978 aufgegeben wurde. Danach nahm 
auch die SPD schon einen Abbau der Sozialleistungen vor, an 
dem die CDU/CSU/FDP-Koalition anknüpfen konnte. Unter-
schiede lagen und liegen derzeit im Grad der Forcierung einer 
Reprivatisierung sozialer Lasten, dem des »Abschubs<< in die 
Gemeinden und dem Grad der Rücksichtnahme auf das Prinzip 
des sozialen Ausgleichs bzw. der >>gerechten Lastenverteilung<< 
(Bieback 1984: 259) bei der >>Sanierung<< der Sozialeinkommens-
pyramide (Leibfried 1984a). Die bei der Sanierung sich entwik· 
keinden Probleme werden nach und nach in den >>Unterstock<< 
(so Schäfer 1966: 89) der Sozialpolitik, die Armenpolitik, abge-
drängt. Alternativen sind möglicherweise in der >>Handhabung<< 
armenpolitischer Möglichkeiten >>VOr Ort<<, also in SPD-regierten 




